Prüfkriterien und Prüfprozedere

für die Übernahmen von Kosten

einer rechtlichen Auseinandersetzung

durch den

Bund der Energieverbraucher e.V.

§ 1

Der Vereinsvorstand entscheidet auf Antrag eines Vereinsmitglieds über die Übernahmen von Kosten einer rechtlichen  Auseinandersetzung des Vereinsmitglieds mit seinem Versorger. Der Antrag ist möglichst frühzeitig zu Beginn der Auseinandersetzung zu stellen. Dem Antrag ist durch das Mitglied eine Kopie des Mahnbescheides oder der Klage bzw. in einer nächst höheren Instanz das anzugreifende Urteil beizufügen. Vor Beauftragung eines Rechtsanwalts muß in der Regel die Kostenzusage durch den Vorstand erteilt worden sein. 

§ 2

Ein Rechtsanspruch auf Kostenübernahme besteht nicht. 

§ 3

Die Kostenzusage bezieht sich in erster Instanz auf die Gebühren der Nummern 3100 und 3104, 1008 VV RVG in der jeweils zur Beginn der Mandatserteilung des Mitglieds an den Rechtsanwalt gültigen Fassung des RVG. Auch die gesetzlichen Fahrtkosten und die Abwesenheitsentschädigung eines auswärtigen Rechtsanwaltes sind erstattungsfähig. 

Im Berufungs- und Revisionsverfahren gelten die vorstehenden und nachfolgenden Bestimmungen entsprechend. 

Die Zusage der Kostenübernahme seitens des Vereins erfolgt dabei für jede Instanz gesondert. 

Aus einer erteilten Kostenübernahmeerklärung für eine Instanz folgt daher kein Rechtsanspruch für eine automatische Kostenübernahme in einer weiteren Instanz des Verfahrens.  

Die Kostenübernahme kann auf einen bestimmten Betrag und eine bestimmte Zeitdauer begrenzt werden. Auch die Kosten einer mit einem Anwalt durch das Mitglied getroffenen Honorarvereinbarung können im Ausnahmefall übernommen werden.

§ 4

Der Vorstand holt in der Regel vor der Entscheidung zur Kostenübernahme die Stellungnahme eines zum Richteramt befähigten Volljuristen bezüglich der Erfolgsaussichten des Verfahrens ein. Ein ablehnender Bescheid des Vorstandes ist gegenüber dem Mitglied zu begründen. Das Mitglied kann innerhalb eines Zeitraums von zwei Wochen ab Zugang der ablehnenden Entscheidung gegen diese Entscheidung in Textform Widerspruch beim Vereinsvorstand einlegen. Über den Widerspruch entscheidet endgültig die Hauptversammlung. Bis zur Entscheidung der Hauptversammlung gilt die vorläufige Entscheidung des Vorstands. 

§ 5

Kriterien für die Entscheidung 

· Dauer der Vereinszugehörigkeit des Mitglieds

· Erfolgsaussichten des Verfahrens

· Höhe des Streitwerts

· Gegenstand der Auseinandersetzung

· Grundsätzliche Bedeutung des Falls

· Zur Verfügung stehend Mittel des Vereins

· Einzahlung in den Solidarfonds.

· Keine Kostenübernahme durch Dritte, zum Beispiel eine Rechtsschutzversicherung.

§ 6

Endet das gerichtliche Verfahren durch Vergleich, so sind die Kosten des Vergleichs nur dann seitens des Vereins zu erstatten, soweit der Vorstand vor Rechtskraft des Vergleichs diesem Vergleich gegenüber dem Mitglied oder dessen Prozessbevollmächtigten die Übernahme der durch den Vergleich entstehenden Kosten ausdrücklich zugesagt hat. 

Das Mitglied kann bei einem ablehnenden Bescheid binnen einer Frist vor zwei Wochen beim Vorstand gegen die Entscheidung in Textform Widerspruch einlegen. Über den Widerspruch entscheidet die Hauptversammlung endgültig. Bis zur Entscheidung der Hauptversammlung gilt die vorläufige Entscheidung des Vorstandes. 

Soweit das Mitglied einen rechtskräftigen gerichtlichen Vergleich ohne vorherige Zustimmung des Vereinsvorstandes abschließt, ist der Verein von der Übernahme der Vergleichskosten befreit. 
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